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Wichtige neue Entscheidung 

 
Baugenehmigungsverfahren: Wiederaufgreifen einer Tankstellengenehmigung im 
nachbarlichen Interesse und immissionsschutzrechtliche Neubeurteilung 
 
Art. 51 Abs. 1 BayVwVfG, §§ 34, 35 BauGB, Nummern 6.1 Buchst. c; 2.3 Abs. 1 und 
A.1.3 Buchst. a. TA Lärm  

 
 
Lärmbelastung durch Tankstelle 
Bestandskraft einer Baugenehmigung nach Abschluss eines Vergleichs 
Anhebung des Immissionsrichtwerts zu Lasten des Nachbarn um 3 dB(A) im wieder-
aufgegriffenen Verfahren 
Ermittlung der Zusatzbelastung nach bestimmungsgemäßer Betriebsart 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 02.05.2017, Az. 1 B 15.1575 
 
 
 
Leitsätze: 

1. Die Rechtsfolge des Art. 51 Abs. 1 BayVwVfG, der die Korrektur einer bestands-

kräftigen Entscheidung erlaubt, beinhaltet nicht die Verpflichtung zum Erlass einer 

„günstigeren“ Entscheidung, sondern die Verpflichtung zum Erlass einer rechtmä-

ßigen Entscheidung. Dem Antragsteller kommt, da in Art. 51 Abs. 5 BayVwVfG le-



diglich auf die Art. 48 Abs. 1 Satz 1, Art. 49 Abs. 1 BayVwVfG verwiesen wird, kein 

Vertrauensschutz nach Art. 48 und Art. 49 BayVwVfG zu. 

 

2. Nummer A.1.2 Abs. 2 Buchst. a TA Lärm verlangt bei der Beurteilung von Tank-

stellen nicht, von der maximalen theoretischen Auslastung der Zapfsäulen auszu-

gehen. Zugrunde zu legen ist vielmehr ein realistischer Durchschnittsbetrieb, der 

durch Erhebungen im Einzelfall zu ermitteln ist. 

 

 

Hinweis: 

Der 1. Senat des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs war in diesem Berufungsver-

fahren zum wiederholten Mal mit der Klage des Nachbarn gegen die baurechtliche 

Genehmigung eines Tankstellenbetriebs befasst. Die Sonderkonstellation eines im 

nachbarlichen Interesse wiederaufgegriffenen Genehmigungsverfahrens gibt dem 

Obergericht Gelegenheit, das dreipolige Verwaltungsverhältnis zwischen Antragstel-

ler, Nachbar und Genehmigungsbehörde näher zu beleuchten. Dabei waren sowohl 

die verfahrensrechtlichen wie auch die materiellrechtlichen Auswirkungen eines frü-

her geschlossenen Vergleichs, der zwischenzeitlich ergangenen gerichtlichen Ent-

scheidungen und der eingetretenen Veränderung der näheren Umgebung des Bau-

grundstücks zu beurteilen (Leitsatz 1 und Rn. 12 ff.). 

Klarheit schafft das Urteil zu der Frage, welcher Betriebsablauf der immissions-

schutzrechtlichen Beurteilung zu Grunde zu legen ist, wenn die Hauptbelastung der 

durch die Kunden hervorgerufene Lärm ist (Leitsatz 2 und Rn. 28 f.).  
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1 B 15.1575 

M 9 K 11.2941 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

Verkündet am 2. Mai 2017 

Langhammer 

als stellvertretende Urkundsbeamtin 

der Geschäftsstelle 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

***** *** **** *********, 

************** ***. **, ***** ***************, 

 - ****** - 

 

**************: 

************ ****. **. ***** *****, 

*********** *, ***** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

beigeladen: 

1. ** ****** ****** AG, 

 vertreten durch den Vorstand, 

 ********* **** *** ***** **********, 

2. Gemeinde Reichertshausen, 

 vertreten durch den ersten Bürgermeister, 

 Pfaffenhofener Str. 2, 85293 Reichertshausen, 

 

bevollmächtigt zu 1: 

Rechtsanwälte ***** ****** *** ********* 

********* *** ***** *******, 

 

wegen 



 

Anfechtung der Änderung einer Baugenehmigung für die Errichtung einer Tankstelle 

(FlNr. ***/* Gemarkung Reichertshausen); 

hier: Berufung der Kläger gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

München vom 23. Januar 2013, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 1. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dhom, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Widmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schweinoch 

 

aufgrund mündlicher Verhandlung am 2. Mai 2017 

 

folgendes 

 

Urteil: 

 

I. Die Berufung wird zurückgewiesen. 

 

II. Die Kläger tragen die Kosten des Berufungsverfahrens einschließlich der 

außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu 1 als Gesamt-schuldner. Die 

Beigeladene zu 2 trägt ihre außergerichtlichen Kosten selbst. 

 

III. Die Kostenentscheidung ist gegen Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar.  

 

IV.Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 

 

Die Kläger wenden sich als Nachbarn gegen die Änderung der Baugenehmigung 

vom 17. Mai 2011, mit der immissionsschutzrechtliche Nebenbestimmungen für den 

Betrieb einer Tankstelle mit Waschhalle und Verkaufsraum auf dem benachbarten 

Grundstück neu gefasst worden sind; dabei ist zu ihren Lasten der Immissionsricht-

wert um 3 dB(A) an der nördlichen Gebäudeseite ihres Wohnhauses angehoben 

worden.  

 

Die Kläger haben zunächst in einem Vergleich vor der 16. Kammer des Verwal-

tungsgerichts München die Baugenehmigung vom 4. November 1999 in der Fassung 
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der 1. Änderung vom 3. Dezember 1999 für die Errichtung einer Tankstelle mit 

Waschhalle, Verkaufsraum und Tankstellendach akzeptiert. In der Genehmigung war 

festgesetzt worden, dass der Betriebslärm den Immissionsrichtwert von 57 dB(A) vor 

den Fenstern in der Nordfassade ihres Wohnhauses nicht überschreiten darf. Nach-

dem die Kläger durch eine Immissionsprognose der Fa. ***** von September 2004 

belegt hatten, dass – anders als nach der von der Beigeladenen zu 1 zunächst ein-

geholten Lärmprognose – der Immissionsrichtwert bei einer realistischen Kundenfre-

quenz von 612 Fahrzeugen pro Tag überschritten werde, verlangten sie vom Land-

ratsamt, das Genehmigungsverfahren wiederaufzugreifen. Mit rechtskräftigem Urteil 

des Senats vom 30. Juli 2009 (Az. 1 B 08.2890) wurde der Beklagte verpflichtet, das 

Baugenehmigungsverfahren hinsichtlich der Prüfung der Lärmbelastung des Anwe-

sens der Kläger wiederaufzugreifen. Im Übrigen wurde die Klage abgewiesen. Im 

wiederaufgegriffenen Verfahren wurde auf Anforderung des Landratsamts von der 

Beigeladenen zu 1 eine schalltechnische Untersuchung zur Geräuschentwicklung in 

der Nachbarschaft der I******************** *** ********** ******* *** ****************** 

mbH (nachfolgend „****“) vom 15. April 2011 vorgelegt. Danach werde an den Immis-

sionsorten auf dem Anwesen der Kläger der für ein Mischgebiet maßgebliche Immis-

sionsrichtwert von 60 dB(A) tags eingehalten. Da weitere gewerbliche Geräuschemit-

tenten in der Umgebung der Tankstelle nicht vorhanden und auch nicht geplant sei-

en, sei es auch angesichts der vorhandenen Vorbelastung durch den Verkehrslärm 

(Bahnlinie, Straßenverkehr) aus fachlicher Sicht vertretbar, im südlich von der Tank-

stelle gelegenen Mischgebiet den vollen Immissionsrichtwert nach der TA-Lärm für 

die Tankstelle zur Verfügung zu stellen. In der Folge wurde mit Bescheid vom 17. 

Mai 2011 u.a. die immissionsschutzrechtliche Nebenbestimmung in der Baugeneh-

migung in Nummer 2.2.2 dahingehend abgeändert, dass der maßgebliche Beurtei-

lungspegel an Nordseite des Wohnhauses der Kläger tags den Immissionsrichtwert 

von 60 dB(A) nicht überschreiten dürfe. 

 

Die Klage auf Aufhebung des Bescheids vom 17. Mai 2011 sowie auf Aufhebung der 

Baugenehmigung vom 4. November 1999 in der Fassung der 1. Änderung vom 

3. Dezember 1999 hat das Verwaltungsgericht abgewiesen. Der Bescheid vom 17. 

Mai 2011 sei rechtmäßig. Das Landratsamt habe im Änderungsbescheid gegenüber 

der ursprünglichen Baugenehmigung den Immissionsrichtwert für die Nordseite des 

Wohnhauses der Kläger zu Recht um 3 dB(A) und damit im zulässigen Rahmen des 

Richtwerts für Dorf- und Mischgebiete angehoben. Die von den Klägern angenom-

mene maximale Auslastung von 1.344 Kfz pro Tag gehe von einer in der Realität 

unmöglichen Tankgeschwindigkeit aus und könne daher nicht Grundlage für eine 

entsprechende Berechnung sein. Auch die Hessische Tankstellenstudie, die auch 

dem von den Klägern in Auftrag gegebene Gutachten der Fa. ***** vom 6. Septem-
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ber 2004 zugrunde gelegen habe, gehe nicht von einer technisch möglichen, son-

dern von der üblichen Auslastung aus. Die Einhaltung der beauflagten Lärmrichtwer-

te ergebe sich aus den Berechnungen des Gutachters der Fa. ****, denen die tat-

sächliche Auslastung im zweitumsatzstärksten Monat des Jahres aufgrund einer 

Auswertung der Kassenzettel zugrunde gelegen habe. Die maßgeblichen Werte der 

Spitzenpegel von 90 dB(A) würden sowohl nach dem Gutachten der Fa. **** als auch 

nach dem Gutachten der Fa. ***** unterschritten. Dem Urteil des Verwaltungsge-

richtshofs vom 30. Juli 2009 könne keine Bindungswirkung entnommen werden, nur 

eine Entscheidung zugunsten der Kläger zu treffen. Im Übrigen sei der Antrag auf 

Aufhebung der (ursprünglichen) Baugenehmigung unzulässig, da die Baugenehmi-

gung bestandskräftig sei und es auch – mangels Rechtsverletzung der Kläger – an 

einem sachlichen Grund für die Aufhebung fehle.  

 

Mit der vom Senat zugelassenen Berufung verfolgen die Kläger weiterhin ihr Begeh-

ren in unverändertem Umfang. Der Vergleich vom 25. September 2001 in dem Ver-

fahren vor der 16. Kammer des Verwaltungsgerichts sei spätestens durch das Urteil 

des Verwaltungsgerichtshofs vom 30. Juli 2009 gegenstandslos geworden. Der Be-

klagte sei darin zu einem Wiederaufgreifen des Baugenehmigungsverfahrens verur-

teilt worden, weil die ursprüngliche Baugenehmigung, beruhend auf falschen Anga-

ben der Beigeladenen zu 1, keinen ausreichenden Lärmschutz für die Kläger vorge-

sehen habe und daher von Anfang an rechtswidrig gewesen sei. Eine Rechtsgrund-

lage für die Festsetzung eines Immissionsrichtwerts von 60 dB(A) sei nicht erkenn-

bar. Der Senat habe den Beklagten zum Wiederaufgreifen des Verfahrens verpflich-

tet, weil mit dem *****-Gutachten vom 6. September 2004 ein neues Beweismittel 

vorgelegen habe, das zu einer für die Kläger günstigeren Entscheidung geführt hätte. 

Dabei sei es nicht um eine Ergebnisoffenheit gegangen, vielmehr habe für den Senat 

festgestanden, dass es zu einem besseren Lärmschutz für die Kläger kommen wer-

de. Offen sei lediglich gewesen, welche Nebenbestimmungen im Einzelnen zu treffen 

seien. Insoweit sei ein Vertrauensschutz der Kläger zu berücksichtigen gewesen. Im 

Übrigen gehe das Verwaltungsgericht zu Unrecht von einem faktischen Mischgebiet 

aus. Tatsächlich handle es sich um ein faktisches allgemeines Wohngebiet, insbe-

sondere gehörten zu diesem Gebiet auch die westlich der B ** gelegenen Grundstü-

cke. Zudem müsse auch die vor Errichtung der Tankstelle vorhandene (Wohn-)   

Nutzung berücksichtigt werden. Der ursprünglich festgesetzte Wert von 57 dB(A) 

stelle einen zulässigen Mittelwert dar. Auch leide das Gutachten der Fa. **** an ent-

scheidungserheblichen Mängeln, insbesondere sei die ehemalige Werkstatt der Klä-

ger entgegen Buchst. b der Nummer A.1.3 des Anhangs zur TA Lärm nicht als Im-

missionsort herangezogen worden, obwohl das Gebäude nach der Lebensplanung 

der Kläger zu Wohnzwecken ausgebaut werden solle. Der Berechnung müsse die 
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maximale Auslastung der Tankstelle entsprechend den Vorgaben der Nummer A. 1.2 

Abs. 2 Buchst. a des Anhangs der TA Lärm zugrunde gelegt werden, zumindest aber 

müsse auf den umsatzstärksten Monat abgestellt werden. Bei einer derartigen Aus-

lastung könne – auch wenn entsprechend der Genehmigung nur von einem Tank-

Lkw pro Tag ausgegangen werde – ein Wert von 60 dB(A) nicht eingehalten werden. 

Das Verwaltungsgericht habe zu Unrecht darauf abgestellt, dass Überschreitungen 

ein „Vollzugsproblem“ darstellen würden.  

 

Die Kläger beantragen, 

 

unter Änderung des Urteils des Verwaltungsgerichts München vom 23. Januar 2013 

den Bescheid des Beklagten vom 17. Mai 2011 aufzuheben. Sie beantragen weiter, 

die der Beigeladenen zu 1 mit Bescheiden vom 4. November 1999 und 3. Dezember 

1999 erteilte Baugenehmigung aufzuheben, hilfsweise den Beklagten zu verpflichten, 

die Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu verbeschei-

den. 

 

Der Beklagte und die Beigeladene zu 1 beantragen‚  

 

die Berufung zurückzuweisen 

 
und verteidigen das angegriffene Urteil. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- und Behördenakten Bezug 

genommen. Wegen der beim Ortstermin am 2. Mai 2017 getroffenen Feststellungen 

wird auf die Niederschrift mit der beigefügten Fotodokumentation verwiesen. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

Die zulässige Berufung der Kläger hat in der Sache keinen Erfolg. 

 

Die gegen die Baugenehmigung aus dem Jahr 1999 gerichtete Anfechtungsklage ist 

bereits unzulässig (1.). Die gegen den Änderungsbescheid gerichtete Anfechtungs-

klage hat das Verwaltungsgericht zu Recht abgewiesen, weil der Bescheid des Land-

ratsamts vom 17. Mai 2011 rechtmäßig ist und die Kläger nicht in ihren Rechten ver-

letzt (2.). Die dabei zu Lasten der Kläger erfolgte Anhebung des Immissionsrichtwerts 

um 3 dB(A) an der nördlichen Gebäudeseite ihres Wohnhauses (IO 2a) auf 60 dB(A) 
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ist rechtmäßig. Sie ist weder durch das wiederaufgegriffene Verwaltungsverfahren 

gesperrt, noch überschreitet die Belastung durch die Tankstelle der Beigeladenen zu 

1 den festgesetzten Immissionsrichtwert.  

 

1. Der Antrag der Kläger auf Aufhebung des ursprünglichen Baugenehmigungsbe-

scheids ist unzulässig. Die Anfechtungsklage scheitert an der Bestandskraft der ur-

sprünglichen Baugenehmigung aufgrund des vor dem Verwaltungsgericht im Verfah-

ren M 16 K 00.1037 am 25. September 2001 geschlossenen gerichtlichen Vergleichs 

(§ 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO). Darin hatten sich die Kläger, der Beklagte und die Beige-

ladene zu 1 darauf geeinigt, dass mit den dort im Einzelnen getroffenen Regelungen 

die Streitigkeiten hinsichtlich der Tankstelle der Beigeladenen zu 1 ihre Erledigung 

finden. Dieser Vergleich ist entgegen der Auffassung der Kläger auch nicht durch das 

Urteil des Senats vom 30. Juli 2009 gegenstandslos geworden. Denn durch das vor-

genannte Urteil wurde der Beklagte nur verpflichtet, das Baugenehmigungsverfahren 

für die Tankstelle hinsichtlich der Prüfung der Lärmbelastung des Anwesens der Klä-

ger wieder aufzugreifen. Die Schlussfolgerung der Kläger, die Verpflichtung zum 

Wiederaufgreifen des Baugenehmigungsverfahrens ermögliche es, die Baugenehmi-

gung als Ganzes zu Fall zu bringen, ergibt sich daraus nicht. Die Sachentscheidung 

in Nummer I des Tenors, wonach die Verpflichtungsklage auf Aufhebung der gesam-

ten Baugenehmigung abgewiesen wurde und die Ausführungen in den Entschei-

dungsgründen des vorgenannten Urteils (UA Rn. 57, 59, 60 und 70), dass aufgrund 

der Prognose der Fa. ***** vom 6. September 2004 im aufzugreifenden Verwaltungs-

verfahren lediglich eine Verschärfung der dem Schutz des Anwesens der Kläger vor 

den Tankstellengeräuschen dienenden Nebenbestimmungen der Baugenehmigung 

zu erwarten sei, lassen die Bestandskraft der Baugenehmigung im Übrigen unbe-

rührt.  

 

Aus diesem Grund bleibt auch der hilfsweise gestellte Antrag, die Kläger unter Be-

achtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu verbescheiden, ohne Erfolg.  

 

2. Die Anfechtungsklage gegen den Änderungsbescheid des Landratsamts vom 17. 

Mai 2011 ist teils unzulässig, teils unbegründet.  

 

Soweit die Kläger sich gegen die Nummern 3.3.2 (zum Beurteilungspegel an der 

Westfassade des Wohnhauses der Kläger von 57 dB(A) tags), 3.3.3 (zu den kurzzei-

tigen Geräuschspitzen) und 3.3.4.2 (zum Nachtbetrieb) wenden, ist sie unzulässig. 

Denn die in Nummern 3.3.2 und 3.3.3 getroffenen Nebenbestimmungen entsprechen 

der Regelung in der bestandskräftigen ursprünglichen Baugenehmigung. Die in 

Nummer 3.3.4.2 getroffene Regelung resultiert aus dem Vergleich vom 25. Septem-

13 

14 

15 

16 



ber 2001. Sie dient ebenfalls dem Schutz der Kläger und stellt eine Verbesserung 

gegenüber der ursprünglichen Baugenehmigung dar. Es fehlt daher an der erforderli-

chen Klagebefugnis (§ 42 Abs. 2 VwGO).  

 

Soweit die Kläger die Aufhebung der Anhebung des Immissionsrichtwerts auf 60 

dB(A) an der nördlichen Gebäudeseite ihres Wohnhauses (IO 2a) verfolgen, ist die 

Klage zulässig, aber unbegründet.  

 

Die Anhebung des Immissionsrichtwerts auf 60 dB(A) an der nördlichen Gebäudesei-

te des Wohnhauses der Kläger in Nummer 3.3.2 des Änderungsbescheids im Rah-

men des insoweit wiederaufgenommenen Baugenehmigungsverfahren nach Art. 51 

Abs. 1 Nr. 2 BayVwVfG ist rechtmäßig und für die Kläger zumutbar. Sie entspricht 

dem objektiv-rechtlich den Klägern zustehenden Schutzniveau. Da es sich bei einer 

Baugenehmigung einschließlich etwaiger Nebenbestimmungen um eine ohne Er-

messensspielraum zu treffende (gebundene) Verwaltungsentscheidung handelt, 

kommt es weder auf die Frage, wann der Tankstellenbetrieb auf dem westlich der B 

** liegendem Grundstück FlNr. ***/* eingestellt wurde, noch auf die Hintergründe der 

Festsetzung des Immissionsrichtwerts von 57 dB(A) in der ursprünglichen Bauge-

nehmigung entscheidungserheblich an. Ebenso wenig ist es wegen Art. 46 

BayVwVfG von Bedeutung, ob an der angegriffenen Entscheidung Personen mitge-

wirkt haben, die möglicherweise nach Art. 21 BayVwVfG befangen gewesen sind. 

Die Kläger werden durch die Anhebung des Immissionsrichtwerts nicht in ihren Rech-

ten verletzt (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

 

a) Welche Geräuschimmissionen den Klägern aufgrund des Tankstellenbetriebs der 

Beigeladenen zu 1 zuzumuten sind, beurteilt sich anhand der Technischen Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm – vom 26. August 1998 (GMBl S. 303). Dabei 

kommt der TA Lärm als normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift des Bundes, 

soweit sie – wie hier – für Geräusche den unbestimmten Rechtsbegriff der schädli-

chen Umwelteinwirkungen konkretisiert, eine auch im gerichtlichen Verfahren zu be-

achtende Bindungswirkung zu. Die normative Konkretisierung des gesetzlichen Maß-

stabs für die Schädlichkeit von Geräuschen ist jedenfalls insoweit abschließend, als 

sie bestimmten Gebietsarten und Tageszeiten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit 

jeweils konkrete Immissionsrichtwerte zuordnet und das Verfahren der Ermittlung 

und Beurteilung der Geräuschimmissionen vorschreibt (vgl. BVerwG, U.v. 29.8.2007 

– 4 C 2.07 – BVerwGE 129, 209; U.v. 11.12.2003 – 7 C 19.12 – BVerwGE 119, 329; 

BayVGH, B.v. 9.2.2010 – 22 CS 09.3255 – BayVBl 2011, 181). Einen weitergehen-

den Schutz als die Einhaltung des Immissionsrichtwerts nach Nummer 6.1 Buchst. c 

der TA Lärm von tags 60 dB(A) können die Kläger nicht beanspruchen, weil das Ge-
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biet, in dem das Grundstück der Kläger liegt, bestenfalls einem Mischgebiet ent-

spricht (Nummer 6.6 Satz 2 TA Lärm).  

 

Dabei kann der Senat offenlassen, ob die Tankstelle, die aufgrund ihrer bestands-

kräftigen Genehmigung bei der Anwendung des § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu be-

rücksichtigen ist, und die südlich anschließende Bebauung im Osten der B ** die An-

forderungen an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil erfüllen. Auf die Bebau-

ung westlich der B ** kommt es nicht an, weil der Bundesstraße wegen ihrer Breite 

und Verkehrsbedeutung trennende Wirkung zukommt. Nördlich der Tankstelle endet 

die Bebauung. Das Bahnhofsgebäude folgt erst in einer Entfernung von 150 m. Süd-

lich der Tankstelle stehen das Wohngebäude der Kläger und ein weiteres Wohn-

haus. Da im Zeitpunkt des Erlasses des Änderungsbescheids die südlich anschlie-

ßende Freifläche noch nicht bebaut war – das Haus mit Apotheke und Arztpraxis ist 

erst Ende 2011 genehmigt worden –, und der weiter südlich folgende Gasthof mit 

Metzgerei sowie der Lebensmittelmarkt mehr als 70 m von den Wohnhäusern ent-

fernt sind, spricht einiges dafür, dass auch südlich des zweiten Wohnhauses der Be-

bauungszusammenhang endet. Einer Tankstelle und zwei Wohnhäusern fehlt aber 

bereits das für einen Ortsteil erforderliche siedlungsstrukturelle Gewicht. Bei einem 

Siedlungssplitter im Außenbereich wäre das angemessene Schutzniveau mangels 

eines Außenbereichs-Immissionsrichtwerts unter Berücksichtigung des Gebots der 

gegenseitigen Rücksichtnahme auf Grund einer Beurteilung im Einzelfall zu bestim-

men, das keinesfalls besser als der Immissionsrichtwert für ein Mischgebiet liegen 

kann. 

 

Aber auch soweit zu Gunsten der Kläger unterstellt wird, dass der Bebauungszu-

sammenhang östlich der B ** sich bis zum Edeka-Markt erstreckt und damit von ei-

nem Innenbereich nach § 34 BauGB auszugehen ist, können die Kläger einen wei-

tergehenden Schutz als die Einhaltung eines Immissionsrichtwerts nach Nummer 6.1 

Buchst. c der TA Lärm von tags 60 dB(A) für ein Mischgebiet nicht beanspruchen. 

Denn bei dieser städtebaulichen Situation, bei der aufgrund der prägenden Wirkung, 

die dem bestandskräftig genehmigten Tankstellenbetrieb der Beigeladenen zu 1 zu-

kommt sowie aufgrund der im weiteren südlichen Verlauf überwiegend vorhandenen 

gewerblichen Nutzungen, sind die Wohnnutzung und die das Wohnen nicht wesent-

lich störende gewerbliche Nutzung weder quantitativ noch qualitativ in etwa gleich 

ausgeprägt (vgl. BVerwG, U.v. 5.4.1988 – 4 C 34.86 – BVerwGE 79, 309). Insoweit 

liegt es nahe, aufgrund der im Vordergrund stehenden gewerblichen Nutzung von 

einer Gemengelage auszugehen, wobei nach Nummer 6.7 Abs. 1 Satz 2 der TA 

Lärm auch insoweit der Immissionsrichtwert für ein Mischgebiet/Dorfgebiet nicht 

überschritten werden soll.  
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Entgegen der Auffassung der Kläger stellt sich die das Lärmschutzniveau vorgeben-

de nähere Umgebung nicht als allgemeines Wohngebiet, sondern als Gemengelage 

oder bestenfalls als Mischgebiet dar. Bei der Bestimmung der näheren Umgebung ist 

darauf abzustellen, inwieweit sich einerseits das geplante Vorhaben auf die Umge-

bung auswirkt und andererseits die Umgebung den bodenrechtlichen Charakter des 

Baugrundstücks prägt (vgl. BVerwG, U.v. 26.5.1978 – IV C 9.77 – BVerwGE 55, 

369). Soweit die Kläger die Wohnbebauung westlich der Bundesstraße zur näheren 

Umgebung rechnen, weil die Emissionen des Tankstellenbetriebs sich auch dort 

auswirken und daher in der Baugenehmigung Immissionsrichtwerte für die Wohnge-

bäude westlich der Bundesstraße festgesetzt worden sind, verkennen sie, dass allein 

die Reichweite der Immissionen eines Gewerbebetriebs die nähere Umgebung nicht 

zu bestimmen vermag. Vielmehr wird die wechselseitige bodenrechtliche Prägung 

durch Bau- und Nutzungsstrukturen, Freiflächen und andere Trennungslinien ent-

sprechend der tatsächlichen baulichen Situation bestimmt, in die das für die Bebau-

ung vorgesehene Grundstück eingebettet ist (vgl. BVerwG, B.v. 28.8.2003 – 4 B 

74.02 – juris). Auf der Grundlage der Feststellungen im Ortstermin vom 2. Mai 2017 

gehört die Bebauung westlich der B ** nicht mehr zur näheren Umgebung des Tank-

stellengeländes. Neben der Breite der Bundesstraße und ihrer Verkehrsbedeutung 

finden sich zu beiden Seiten der Bundesstraße deutlich abgegrenzte unterschiedli-

che Nutzungsstrukturen. Während der Bereich westlich der Bundesstraße überwie-

gend von Wohnnutzung geprägt ist, herrscht östlich der Bundesstraße die gewerbli-

che Nutzung vor. Selbst wenn man zugunsten der Kläger wegen der ebenfalls anzu-

treffenden Wohnnutzung ein Mischgebiet annimmt mit der Folge, dass sich nach § 34 

Abs. 2 BauGB die zulässige Nutzungsart allein nach § 6 BauNVO bestimmt, können 

die Kläger keinen günstigeren Immissionsrichtwert als 60 dB(A) beanspruchen.  

 

b) Entgegen der Auffassung der Kläger ist im vorliegenden Fall nach der TA Lärm 

keine Reduzierung des Immissionsrichtwerts um 3 dB(A) geboten, weil keine rele-

vante Vorbelastung vorhanden ist. Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

durch Geräusche ist nach Nummern 3.2.1 Abs. 1 und 2.4 Abs. 3 der TA Lärm sicher-

gestellt, wenn die aus Vor- und Zusatzbelastung bestehende Gesamtbelastung am 

maßgeblichen Immissionsort die Immissionsrichtwerte nach Nummer 6 der TA Lärm 

nicht überschreitet. Als Vorbelastung sind nach Nummer 2.4 der TA Lärm nur Ge-

räuschemissionen von solchen Anlagen zu berücksichtigen, für die die TA Lärm gilt. 

Außer Betracht bleiben im vorliegenden Fall also insbesondere der von der B ** aus-

gehende Verkehrslärm sowie der Lärm von der Bahnstrecke M******-I*********, da 

Verkehrslärm – sofern er nicht anlagenbezogen ist – nach Nummer 1 der TA Lärm 

nicht dem Anwendungsbereich der TA Lärm unterfällt. Der von dem westlich der B ** 
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gelegenen Betrieb auf der FlNr. ***/* ausgehende Lärm muss den Immissionsricht-

wert für ein allgemeines Wohngebiet einhalten. Daher kann dessen Immissionsbei-

trag nicht zu einer relevanten Erhöhung der vom Tankstellenbetrieb ausgehenden 

Zusatzbelastung führen. Maßgeblicher Immissionsort auf dem Grundstück der Kläger 

sind nach Nummern 2.3 Abs. 1 und A.1.3 Buchst. a der TA Lärm die Fenster in der 

Nordfassade des Wohnhauses der Kläger. Entgegen der Auffassung der Kläger kann 

das ehemalige Werkstattgebäude des Klägers auf demselben Grundstück ungeach-

tet einer eventuellen Absicht, das Werkstattgebäude zu Wohnzwecken zu nutzen, 

nicht als Immissionsort berücksichtigt werden. Denn Nummer A.1.3 Buchst. b der TA 

Lärm findet keine Anwendung, wenn sich der maßgebliche Immissionsort wie vorlie-

gend bereits nach Buchst. a der Vorschrift bestimmt. Dies ergibt sich sowohl aus 

dem Wortlaut der Vorschrift, der nach bebauten und unbebauten Flächen differen-

ziert sowie aufgrund der Systematik der Vorschrift. 

 

c) Die Erhöhung des Immissionsrichtwerts um 3 dB(A) auf 60 dB(A) ist auch nicht 

durch das Wiederaufgreifen des Verfahrens aufgrund des Urteils des Senats vom 

30. Juli 2009 gesperrt. Denn die Rechtsfolge des Art. 51 Abs. 1 BayVwVfG, der die 

Korrektur einer bestandskräftigen Entscheidung erlaubt, beinhaltet nicht die Ver-

pflichtung zum Erlass einer „günstigeren“ Entscheidung, sondern die Verpflichtung 

zum Erlass einer rechtmäßigen Entscheidung. Das Verwaltungsverfahren wird dabei 

zunächst in die Lage zurückversetzt, in der es sich vor Erlass der letzten Verwal-

tungsentscheidung befunden hat (vgl. BVerwG, B.v. 15.9.1992 – 9 B 18.92 – NVwZ-

RR 1993, 667). Zugleich kann es in diesem neuen, vom ursprünglichen und abge-

schlossenen Verfahren unabhängigen Verfahren darüber hinaus erforderlich werden, 

den Sachverhalt weiter aufzuklären. Bei der zu treffenden Sachentscheidung ist al-

lein die für den Verwaltungsakt aktuell geltende materielle Rechtslage maßgebend 

(vgl. BVerwG, U.v. 21.4.1982 – 8 C 75.80 – BayVBl 1983, 24). Die Behörde ist im 

wiederaufgegriffenen Verfahren nicht auf die in Art. 48 und Art. 49 BayVwVfG nor-

mierten Möglichkeiten der Aufhebung des Verwaltungsakts ex tunc oder ex nunc be-

schränkt, sondern sie hat zu entscheiden, ob der Verwaltungsakt zurückgenommen, 

geändert oder im Wege eines Zweitbescheids bestätigt werden soll (vgl. BVerwG, 

U.v. 22.10.2009 – 1 C 15.08 – BVerwGE 135, 121).  

 

Auch aus dem Urteil des Senats vom 30. Juli 2009 ergibt sich nichts anderes. Die 

dortigen Ausführungen (Rn. 60 und 70) stehen erkennbar im Zusammenhang mit 

den Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 51 Abs. 1 Nr. 2 BayVwVfG im Wiederauf-

nahmeverfahren. Davon unberührt bleibt jedoch die in einem zweiten Schritt vorzu-

nehmende Prüfung und Entscheidung, welche Nebenbestimmungen zur Baugeneh-
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migung erforderlich sind, um das Anwesen der Kläger vor einer unzumutbaren Belas-

tung durch die von der Tankstelle herrührenden Geräusche zu schützen (Rn. 64). 

 

Die Kläger haben auch weder einen Anspruch auf Fortbestand des in der ursprüngli-

chen Baugenehmigung festgesetzten Immissionsrichtwerts von 57 dB(A) noch ge-

nießen sie insoweit Vertrauensschutz. Denn aufgrund des Verweises in Art. 51 Abs. 

5 BayVwVfG auf die Art. 48 Abs. 1 Satz 1, Art. 49 Abs. 1 BayVwVfG, nicht aber auf 

die Vertrauenstatbestände der Art. 48 Abs. 1 Satz 2, Art. 49 Abs. 2, 3 und 6 

BayVwVfG ist klargestellt, dass ihnen kein Vertrauensschutz nach Art. 48 und Art. 49 

BayVwVfG zukommt (vgl. BVerwG, B.v. 15.9.1992 a.a.O.; Falkenbach in Ba-

der/Ronellenfitsch, VwVfG, 2. Aufl. 2016, § 51 Rn. 24). Die Kläger haben mit dem 

von ihnen eingelegten „außerordentlichen Rechtsbehelf“ des Art. 51 BayVwVfG den 

Bestandsschutz der ursprünglichen Baugenehmigung, die einen Immissionsrichtwert 

von 57 dB(A) festgesetzt hat, selbst in Frage gestellt. Dabei kommt es nicht ent-

scheidungserheblich auf die näheren Umstände des Erlasses der Baugenehmigung 

an. Vor diesem Hintergrund ist auch eine Verböserung, d.h. eine dem Antragsteller 

ungünstigere Entscheidung im wiederaufgegriffenen Verfahren grundsätzlich mög-

lich. 

 

d) Der somit für die nördliche Gebäudeseite des Wohnhauses der Kläger maßgebli-

che Immissionsrichtwert nach Nummer 6.1 Buchst. c der TA Lärm von tags 60 dB(A) 

wird durch den vom Tankstellenbetrieb ausgehenden Lärm nach den Berechnungs-

ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung der Fa. **** nicht überschritten 

(Nummern 3.2.1 Abs. 1, 2.4 Abs. 2 und 2.10 der TA Lärm), sodass durch die festge-

legten Nebenbestimmungen ein ausreichender Schutz der Kläger gewährleistet wer-

den kann (vgl. BVerwG, U.v. 29.8.2007 – 4 C 2.07 – BVerwGE 129, 209; 

U.v. 11.12.2003 – 7 C 19.12 – BVerwGE 119, 329; BayVGH, B.v. 9.2.2010 – 22 CS 

09.3255 – BayVBl 2011, 181).  

 

Die Zusatzbelastung wird nach Nummer A.1.2 Abs. 2 Buchst. a der TA Lärm nach 

der „bestimmungsgemäßen Betriebsart“ mit dem höchsten Beurteilungspegel ermit-

telt. Diese Betriebsart wird durch die Betriebsbeschreibung des Inhabers des Be-

triebs und gegebenenfalls durch behördliche Regelungen bestimmt. Sie erfasst die 

üblicherweise anzutreffenden Betriebsmodalitäten, nicht jedoch die Maximalauslas-

tung. Denn anderenfalls wäre für seltene Ereignisse nach Nummer 7.2 der TA Lärm 

kein Anwendungsbereich mehr vorhanden. Der Nummer 7.2 der TA Lärm liegt je-

doch das Anliegen zugrunde, einen gerechten Ausgleich zwischen den Belangen der 

Nachbarschaft der emittierenden Anlage und dem Wunsch des Anlagenbetreibers zu 

schaffen, diese fallweise auch unter Überschreitung der grundsätzlich einzuhalten-
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den Immissionsrichtwerte nutzen zu können (vgl. BayVGH, U.v. 6.2.2015 – 22 B 

14.395 – BauR 2015, 962). Da die Kundenfrequenz durch den Betreiber bei Tank-

stellen nur bedingt steuerbar ist aufgrund der im Einzelfall zu beachtenden Öffnungs-

zeiten, der Lage der Tankstelle sowie etwaiger Zusatzangebote, ist von der üblichen 

Kundenfrequenz der konkreten Tankstelle auszugehen, die durch Erhebungen zu 

ermitteln ist. In diesem Sinn verfahren auch die Hessische Tankstellenstudie (Tech-

nischer Bericht zur Untersuchung der Geräuschemissionen von Tankstellen der Hes-

sischen Landesanstalt für Umwelt vom 1. Februar 1991 und 31. August 1999) und 

die Bayerische Parkplatzlärmstudie (Empfehlungen zur Berechnung von Schallemis-

sionen aus Parkplätzen, Autohöfen und Omnibusbahnhöfen sowie von Parkhäusern 

und Tiefgaragen) des Bayerischen Landesamts für Umwelt von August 2007. Beide 

Studien gehen von einem realistischen Durchschnittsbetrieb aus. Die Hessische 

Tankstellenstudie aus dem Jahr 1999, die nach Erlass der TA Lärm 1998 überarbei-

tet wurde um die Auswirkungen auf die Beurteilung der Tankstellengeräusche zu un-

tersuchen und das Prognosemodell auf die Systematik der neuen TA Lärm anzupas-

sen, führt dazu unter Nummer 5.2.3 ausdrücklich aus, dass die beobachtete durch-

schnittliche Kundenzahl erheblich unter der (möglichen) Maximalauslastung liegt.  

 

Die vorliegend zugrunde gelegte Kundenfrequenz im zweitstärksten Umsatzmonat 

mit 580 Fahrzeugen im Zeitraum von Montag bis Freitag entspricht diesen Anforde-

rungen. Die insoweit von der Beigeladenen zu 1 vorgelegten Zahlen, die sich aus der 

tatsächlichen Auslastung im zweitstärksten Umsatzmonat des Jahres 2010 ergeben 

und auf einer Auswertung der Kassenzettel beruhen, wurden von den Klägern nicht 

substantiiert bestritten. Demgegenüber stellt sich die unter Beweis gestellte Forde-

rung der Kläger, die Beigeladene zu 1 müsse zur Aufklärung der Frage der Höhe der 

tatsächlichen Frequentierung der Tankstelle sämtliche Buchhaltungs- und Ge-

schäftsunterlagen seit Eröffnung der Tankstelle im Jahr 1999 vorlegen, als unzuläs-

siger Ausforschungsbeweis dar. Die Richtigkeit der zugrunde gelegten Kundenfre-

quenz wird auch durch die Werte der mit der Tankstelle der Beigeladenen zu 1 ver-

gleichbaren Tankstelle in der Anlage 4 Nummer 4 der Tankstellenstudie bestätigt, die 

bei sechs Zapfstellen (vgl. dazu Nummer 5.2.5 der Tankstellenstudie) eine Gesamt-

anzahl von 647 Pkw aufweist. Darüber hinaus hat die Untersuchung der Fa. **** 

auch entsprechend der Bayerischen Parkplatzlärmstudie den Lärmbeitrag von be-

sonderen Fahrzeugbewegungen, insbesondere von Motorrädern und Lkw berück-

sichtigt, um die Lärmentwicklung der Tankstelle realistisch zu erfassen. Entgegen der 

Behauptung der Kläger hat die Untersuchung der Fa. **** auch Tankvorgänge von 

Motorrädern, Lkw und Traktoren erfasst (s. Nummer 4.2 Tankvorgänge). Das gilt in 

gleicher Weise für Besuche von Kunden, die nicht tanken, sondern lediglich im Shop 

einkaufen (s. Nummer 4.2 Pkw-Parkgeräusche). Dabei sind entsprechend der Hessi-
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schen Tankstellenstudie auch die begleitenden Geräusche, wie laute Unterhaltung 

und Radiogeräusche oder Hupen, erfasst. Parkvorgänge direkt an der Grenze zum 

Grundstück der Kläger und die mehrfache Anlieferung von Treibstoff pro Tag wurden 

zutreffend nicht berücksichtigt, da sie den in der Baugenehmigung enthaltenen Ne-

benbestimmungen und der in Nummer II des gerichtlichen Vergleichs vom 25. Sep-

tember 2001 getroffenen Vereinbarung widersprechen. Da die schalltechnische Un-

tersuchung der Fa. **** nachvollziehbar und schlüssig zu dem Ergebnis kommt, dass 

durch den Betrieb der Tankstelle der maßgebliche Immissionsrichtwert nicht über-

schritten wird, besteht kein Anlass, ein weiteres Sachverständigengutachten einzuho-

len. Eine Verminderung der Verkehrsgeräusche auf öffentlichen Verkehrsflächen 

nach Nummer 7.4 Abs. 2 der TA Lärm ist im vorliegenden Fall aufgrund der umge-

henden Vermischung mit dem Verkehr auf der Bundesstraße nicht geboten. Auch der 

Spitzenpegel, der im hier maßgeblichen Mischgebiet tagsüber bis zu 90 dB(A) betra-

gen darf, wird im vorliegenden Fall unterschritten. Soweit die Kläger in diesem Zu-

sammenhang darauf abstellen, dass auch das (ehemalige) Werkstattgebäude als 

maßgeblicher Immissionsort zu berücksichtigen wäre, ist auf die vorstehenden Aus-

führungen unter Buchst. b zu verweisen. 

 

Die Kläger tragen die Kosten des Berufungsverfahrens einschließlich der außerge-

richtlichen Kosten der Beigeladenen zu 1 als Gesamtschuldner (§ 154 Abs. 1, § 159 

S. 1 und § 162 Abs. 3 VwGO), weil ihr Rechtmittel erfolglos geblieben ist (§ 154 Abs. 

2 VwGO). Die Beigeladene zu 2, die sich mangels Antragstellung keinem Kostenrisi-

ko ausgesetzt hat, trägt ihre außergerichtlichen Kosten selbst.  

 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung be-

ruht auf § 167 Abs. 1 Satz 1 VwGO i.V.m. §§ 708 ff. ZPO.  

 

Gründe für die Zulassung der Revision (§ 132 Abs. 2 VwGO) liegen nicht vor.  

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

 

Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum Bundes-

verwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München; Post-

fachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: Montgelasplatz 1, 

91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser Entscheidung einzulegen 

und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung zu begründen. Die 

Beschwerde muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegrün-
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dung muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung 

des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 

Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhil-

feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshand-

lungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Pro-

zessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten und Rechtslehrern an den in § 

67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt nur die in § 

67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 

4 Satz 5 VwGO genannten Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und 

Arbeitsverhältnissen) sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Per-

sonen als Bevollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwal-

tungsgericht durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

Dhom     Widmann                                      Schweinoch 

 

Beschluss: 

  

Unter Abänderung des Beschlusses des Verwaltungsgerichts vom 23. Januar 2013 

wird der Streitwert für beide Rechtszüge auf je 20.000 Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 4 Satz 1, 

§ 39 Abs. 1 und § 52 Abs. 1 GKG. Sie orientiert sich an Nr. 9.7.1 des Streitwertkata-

logs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit (Beilage 2/2013 zu NVwZ Heft 23/2013). Der 

Streitwert war gegenüber dem vom Verwaltungsgericht festgesetzten Streitwert um 

12.500 Euro zu erhöhen, weil nicht nur der Änderungsbescheid, sondern auch der 

ursprüngliche Baugenehmigungsbescheid angefochten wurde. Zudem handelt es 

sich ausgehend von dem Antrag der Kläger und der sich daraus ergebenden Bedeu-

tung der Sache um die Abwehr gewerblicher Lärmimmissionen, die der Senat übli-

cherweise mit einem Streitwert zwischen 10.000 Euro und 20.000 Euro bewertet. Die 

Abänderungsbefugnis des Rechtsmittelgerichts ergibt sich dabei aus § 63 Abs. 3 

GKG. 

 

Dhom     Widmann                                      Schweinoch 
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